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Drucksache IV/ 3557 


Der Bundesminister für Wohnungswesen, 

Städtebau und Raumordnung 3^^ Godesberg, den 14. Juni 1965 

II B 5 - 2 R 30/14/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Öffentlich geförderte Eigentumsmaßnahmen im Wohnungsbau 


Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Baier 
Dr. Wuermeling, Stiller und Genossen 
— Drucksache IV/3409 — 

Namens der Bundesregierung nehme ich zu der 
Kleinen Anfrage wie folgt Stellung: 

Zu Punkt 1 

Die Förderung privaten Eigentums an Wohnungen 
des öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbaues 
ist im Bundesgebiet 1964 gegenüber dem Vorjahr 
prozentual etwa gleichgeblieben: 

Der Anteil der öffentlich geförderten Eigentümer- 
wohnungen in Familienheimen- und Mehrfamilien- 
häusern (einschließlich Wohnungseigentum) betrug 
im gesamten Bundesgebiet einschließlich Berlin 
(West) im Jahre 1964 31,0 v. H. (1963: 31,6 v. H.), 
während die öffentlich geförderten Mietwohnungen 
69,0 V. H. (1963: 68,4 v. H.) ausmachten. 

In den Ländern war die Entwicklung unterschiedlich: 

Ein Rückgang des Eigentümerwohnungsanteils ge- 
genüber dem Vorjahr ist bei den Ländern Baden- 
Württemberg, Bayern, Berlin, Hessen und Saarland 
zu verzeichnen; einen Anstieg weisen dagegen 
Hamburg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und 
Schleswig-Holstein aus. In Bremen und Nordrhein- 
Westfalen blieb der Eigentumsanteil unverändert. 

Weitere Einzelheiten sind aus der anliegenden 
Übersicht I ersichtlich. 

Zu Punkt 2 

Zum letzten Stichtag (30. Juni 1964) waren nach den 
Meldungen der Bewilligungs- und Annahmestellen 
der Länder die Anträge auf Förderung von rd. 
125 200 Familienheimen unerledigt; das waren eben- 
soviel wie Mitte 1963. Zwischen den Stichtagen des 
30. Juni 1963 und 1964 sind aufgrund der Bewilli- 
gungsstatistik für rd. 64 500 Familienheime öffent- 
liche Mittel bewilligt worden. In der zweiten Jah- 
reshälfte 1964 waren es rd. 46 200 Familienheime; 
das sind Vs mehr als zur gleichen Zeit des Vorjahres 


(Mosbach), Dr. Götz, Adorno, 


; (rd. 38 300). Von den am 30. .Juni 1964 zur FÖrde- 
: rung anstehenden Familienheimen konnten mithin 
im zweiten Halbjahr 1964 rd. 37 v. H. durch Bewilli- 
; gung öffcmtlichcr Mittel gefördert werden. 

i Von Land zu Land ist das Verhältnis von tatsäch- 
; lieh gefördeyrten Familienheimen zu den vorhan- 
denen unerledigten Förderungsanträgen sehr unter- 
' schiedlich. Auf die einzelnen Länder entfielen die 
I aus der anliegenden Übersicht II zu i'i'sehcMiden 
' Zahlen. 

1 In den Wohnungsbauprogrammen der Länder für 
I 1965 sind It. Übersicht II zur öffentlichen Förderung 
I vorgesehen insgesamt 72 060 Familienheime, über 
! ihre Bemühungen, einen Abbau der Zahl der uner- 
j ledigten Anträge auf Förderung von Familienhei- 
I men zu erreichen, haben die Länder aufgrund einer 
Rundfrage des BMWo darüber hinaus wie folgt be- 
richtet: 

Ba d cn - W ii r t temberg 

Um die von 1962 bis 1964 insgesamt gesehen redu- 
I zierte Gesamtzahl unerledigter Anträge auf Förde- 
I rung von Familienheimen weiter abzubauen, wur- 
den folgende Maßnahmen eingeleitet: 

1. Das jährliche Landeswohnungsbauprogramm 
wurde in ein Sofort- und ein Vorplanungsbau- 
programm aufgeteilt und damit die Durchfüh- 
rung flüssiger gemacht. 

2. Durch Einführung eines neuen Darlehenstyps 
(7 Jahre im Zins auf 2 v. H. verbilligte Darlehen 
der Landeskreditanstaiten) konnte für zahlreiche 
bauwillige Familien, deren Einkommen an der 
oberen Einkommensgrenze des § 25 des II. 
WoBauG oder unwesentlich darüber liegt, der 
Bau eines Familienheimes sichergestellt werden. 
Außerdem wurden dadurch Öffentliche Mittel 
zur Förderung von Wohnungen für einkommens- 
schwächere Familien frei. 


Drude; Budidrudcerci Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburq 
Alleinvertrieb: Dt. Hans Hoger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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3. Für kinderreiche Familien wurde neben der be- 
reits üblichen gemischten Subvention in beson- 
deren Fällen auch der zusätzliche Einsatz von 
7 Jahre im Zins verbilligter Darlehen zugelas- 
sen. Dadurch konnte die Finanzierung von Fami- 
lienheimen gerade für einkommensschwächere 
kinderreiche Familien erleichtert werden. 

Bayern 

Zur Aufrechterhaltung der bisherigen Förderungs- 
leistung von 30 000 Wohnungen und 3 000 Wohn- 
plätzen in Altersheimen sind 1965 erhebliche Mittel 
erforderlich, bei deren Einsatz auch der Abbau der 
unerledigten Anträge maßgebend ist. Voraussicht- 
lich werden 1965 — wie bisher — • 10 000 Erstwoh- 
nungen in Familienheimen gefördert; außerdem 
wird eine stärkere Förderung des Wohnungseigen- 
tums angestrebt. 

Berlin 

Die zum 30. Juni 1964 gemeldeten unerledigten An- 
träge auf Förderung von Familienheimen, damals 
noch nicht bewilligungsreif, sind inzwischen durch 
Bewilligungen im Rahmen der Wohnungsbaupro- 
gramme 1964 und 1965 erledigt worden. 

Bremen 

Es liegen keine unerledigten Anträge auf Förde- 
rung von Familienheimen mehr vor, die vor dem 
30. Juni 1964 eingereicht wurden. 

Hamburg 

Keine besonderen Maßnahmen, da bewilligungsreife 
Anträge kurzfristig erledigt werden. 

Hessen 

Von 8 264 unerledigten Familienheimanträgen am 
30. Juni 1964 waren 3 508 durch Kontingentsmittel 
gedeckt. 4 756 Anträge, für die rd. 85 Millionen DM 
öffentliche Mittel benötigt wurden, blieben mithin 
„echt" unerledigt. 

Durch die Verteilung von 90 Millionen DM öffent- 
licher Mittel für 1965 im Rahmen des dezentralen 
Programms, der (zusätzlichen) Bereitstellung der 
Familienzusatzdarlehen aus dem zentralen Pro- 
gramm, die Bereitstellung von 8 Millionen DM für 
Gruppenkleinsiedlungen und die Förderung von 
Familienheimen, insbesondere für Kinderreidie im 
Wohnungsnotstandsprogramm sowie im Rahmen 
anderer zentraler Maßnahmen werden die am 
30. Juni 1964 unerledigten Anträge weitgehend be- 
rücksichtigt. 

Niedersachsen 

Mit der Förderung der in den jährlichen Woh- 
nungsbauprogrammen vorgesehenen Wohnungen 
(außer für SBZ-Flüchtlings-Wohnungen) werden 
vornehmlich unerledigte Anträge abgearbeitet. Dar- 
über hinaus werden in anderen Programmen uner- 


ledigte Anträge vorrangig erledigt. In den letzten 
Jahren befand sich die Hälfte aller öffentlich geför- 
derten Wohnungen in Eigenheimen und Kleinsied- 
lungen. 

Nordrhein-M/estfalen 

Die öffentlichen Wohnungsbaumittel des Jahres 
1965 sind insbesonders auch unter Berücksichtigung 
der vorliegenden unerledigten Anträge der Rang- 
stufen I und II verteilt worden. Zur Förderung von 
i Familienheim-Gruppenvorhaben sind Mittel in Hö- 
: he von insgesamt wiederum 150 Millionen DM für 
: bis zum 30. September 1964 vorgelegte Anträge be- 
! reitgestellt worden. 

Rheinland-Pfalz 

Um die unerledigten Familienheimanträge weitge- 
hend kurzfristig zu genehmigen, sind im Juli 1964 
zusätzlich 8 Millionen DM bereitgestellt worden. 
Die Wohnungsbaumittel 1965 sind unter Beachtung 
der § 26 Abs, 1 und § 30 Abs. 1 II. WoBauG in Höhe 
von 45 Millionen DM auf Kreise und Städte verteilt 
worden. Weitere 3 Millionen DM wurden gemein- 
nützigen Wohnungsbauträgern zur Förderung von 
Familienheimen zugeteilt. Auch von den Landesmit- 
teln für Demonstrativbauvorhaben und andere 
größere Baumaßnahmen entfällt der überwiegende 
Teil auf Familienheime. 

Saarland 

Die am Stichtag vorhandenen unerledigten Anträge 
werden jeweils im Laufe des zweiten Halbjahres, 
spätestens im ersten Vierteljahr des nächsten Jah- 
res, mit Bewilligungsbescheiden versehen. Die Zahl 
der Wohnungen in Familienheimen im öffentlich 
geförderten Wohnungsbau im Saarland liegt jährlich 
zwischen 75 und 85 v. H. aller geförderten Woh- 
I nungen. 

Schleswig-Holstein 

Die Zahl der unerledigten Anträge auf Förderung 
von Familienheimen zum letzten Stichtag 30. Ju- 
ni 1964 betrug 3 461. Davon konnten aus Zuteilungen 
von Kontingentsmitteln im Jahre 1964 noch 822 An- 
träge berücksichtigt werden. Die mit gleichem 
Stichtag verbliebenen 2 639 Anträge werden im 
Rechnungsjahr 1965 durch Zuteilung von entspre- 
chenden Kontingentsmitteln abgebaut. 

Zu Punkt 3 

Die nach § 43 des 11. WoBauG (von den für das 
Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen ober- 
sten Landesbehörden) bestimmten Durchschnittssät- 
ze für öffentliche Baudarlehen zum Bau von Fami- 
lienheimen und Mietwohnungen der Jahre 1962 bis 
i 1964 sind für die einzelnen Länder — auf der Grund- 
I läge einer 70m^ großen Wohnung — in anliegender 
I Übersicht III wiedergegeben; die Sätze zeigen im 
1 allgemeinen steigende Tendenz. 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3557 


Zusätzlich zu den öffentlichen Darlehen werden zeit- 
lich befristete Beihilfen (Annuitäts- und Zinszu- 
schüsse) gemäß § 42 Abs. 6 des IL WoBauG zur 
Verbilligung von Kapitalmarktmitteln in länderwei- 
se unterschiedlicher Höhe gewährt. 

Zu Punkt 4 

Die Durchschnittssätze für öffentliche Darlehen ge- 
mäß § 43 Abs. 2 II. WoBauG zum Bau von Familien- 
heimen auf Grund der Förderungsbestimmungen der 
Länder betrugen, wie aus der vorerwähnten Über- 
sicht III ersichtlich, in 1964 mindestens 10 v. H. mehr. 
Ein Vergleich mit den Durchschnittswerten aus der 
Bewilligungsstatistik (vgl. Übersicht IV) ist nur be- 
dingt möglich. Die Bewilligungsstatistik ergibt aber, 
daß in den letzten 2 Jahren außer in Baden- Würt- 
temberg, Bremen in 1963 und Hessen für Familien- 
heime durchweg um 10 v. H. höhere, in der Mehr- 
zahl der Länder im ganzen erheblich höhere öffent- 
liche Baudarlehen bewilligt worden sind als für 
Mietwohnungen. Allerdings sind in diesen Durch- 
schnittswerten die statistisch nicht gesondert erfaß- 
ten Familienzusatzdarlehen mitenthalten. Die be- 
fristeten objektbezogenen Aufwendungsbeihilfen 
gemäß § 42 Abs. 6 IL WoBauG für Familienheime 
waren jedoch fast durchweg zum Teil wesentlich 
höher als diejenigen für Mietwohnungen. 

Zu Punkt 5 

Die bei den Ländern gehaltene Umfrage über die 
Nichtinanspruchnahme bereitstehender Kontingents- 
mittel in den vergangenen 3 Jahren hat folgendes 
ergeben: 

Baden- Württemberg 

Die den beiden Landeskreditanstalten zugeteilten 
Kontingente an Wohnungsbauförderungsmittel wa- 
ren jeweils zum Jahresende wie folgt mit Bewilli- 
gungen bzw. in Bearbeitung befindlichen Darle- 
hensanträgen belegt: 

1962 58,2 V, H, 

1963 Würt. Landesteil 83 v. H 

Bad. Landesteil 100 v. H. 

1964 Würt. Landesteil 99 v. H 

Bad. Landesteil 100 v. H. 

Bayern 

In den letzten 3 Jahren sind sämtliche zugeteilten 
öffentlichen Mittel von den Kontingentsträgern mit 
Bewilligungsbescheiden belegt worden. 

Berlin 

Keine Kontingentsträger 
Bremen 

Keine Kontingentsträger 


I (Vorplanung 
j 73 V. H.) 


Hamburg 

Keine Kontingentsträger 
Hessen 

Die auf die Stadt- und Landkreise verteilten Mittel 
sind 

1962 zu 92 V. H. 

1963 zu 83 V. H. 

1964 zu 100 V. H. 

bewilligt worden. Die Rechtsmittel 1962 und 1963 
wurden jeweils im folgenden Jahr bewilligt. 

Niedersüchsen 

Aus dem Wohnungsbauprogramm sind 

1963 rd. 71,5 Millionen DM 

1964 rd. 247,8 Millionen DM 

noch nicht durch Bewilligungsbescheide belegt (in 
diesen Beträgen sind die durch Zinszuschüsse ver- 
billigten Kapitalmarktdarlehen enfbaUen!). Die Mit- 
tel werden in ihrer großen Masse jeweils im folgen- 
den Jahr bewilligt. 

Nord rh ein- West fa l en 

Von den schlüsselmäßig zugeteilten Mitteln sind in 
den vergangenen 3 Jahren jeweils bis Jahresende 
nicht bewilligt worden: 

1962 22 V. H. 

1963 17 V. H. 

1964 0,3 V. H. 

Die Bewilligungsreste wurden jeweils im darauffol- 
genden Jahr erneut bereitgestellt. 

RheinL rid-Pfalz 

Die Überhänge bereitgestellter, aber noch nicht 
durch Bev/illigungsbesdieide belegter Mittel 
schwanken in den einzelnen Jahren zwischen 10 und 
20 V. H. Dies trifft überwiegend auf Demonstrativ- 
bauvorhaben und andere größere Bauvorhaben so- 
wie erst im Laufe des Jahres verplante Sonderpro- 
gramme (Ziiwanderer und Aussiedler) zu. 

Saarland 

Die in den Jahren 1962, 1963 und 1964 zugeteilten 
Bundesmittel sind im Jahre der Zuteilung jeweils 
mit Bewilligungsbescheiden belegt worden. 

Schleswig-Holstein 

Die Kontingentsträgern zugeteilten öffentlichen Mit- 
tel wurden jeweils mit Bewilligungs- bzw. in Bear- 
beitung befindlichen Anträgen belegt. 


Lücke 
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Übersicht I 


Ji. 


Das Verhältnis von Eigentümerwohnungen in Familienheimen und Mehrfamilienhäusern (einschließlich Wohnungseigentum) 
zu Mietwohnungen im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau*) der einzelnen Bundesländer in Vomhundertsatz 



1963 

1964 


Eigentümerwohnungen 

Eigentümerwohnungen 


in Familien- 
heimen 

in Mehrfami- 
lienhäusern 

Insgesamt 

Spalten 

1 und 2 

Miet- 

wohnungen 

in Familien- 
heimen 2) 

in Mehrfami- 
lienhäusern 

Insgesamt 

Spalten 

5 und 6 

Miet- 

wohnungen 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

Baden- Württemberg 

35,2 

4,3 

39,5 

60,5 

30,2 

2,8 

33,0 

67,0 

Bayern 

27,5 

7,8 

35,3 

64,7 

27,3 

5,8 

33,1 

66,9 

Berlin 

5,2 

5,7 

10,9 

89,1 

5,0 

5,2 

10,2 

89,8 

Bremen 

14,0 

5,9 

19,9 

80,1 

14,4 

5,3 

19,7 

80,3 

Hamburg 

8,5 

5,9 

14,4 

85,6 

9,5 

7,6 

17,1 

82,9 

Hessen 

31,6 

0,6 

32,2 

67,8 

24,1 

0,5 

24,6 

75,4 

Niedersachsen 

42,6 

0,5 

43,1 

56,9 

44,0 

1,4 

45,4 

54,6 

Nordrhein-Westfalen 

26,7 

3,2 

29,9 

70,1 

28,0 

1,9 

29,9 

70,1 

Rheinland-Pfalz ' 

48,3 

0,3 

48,6 

51,4 

48,2 

2,0 

50,2 

49,8 

Saarland 

66,3 

3,3 

69,6 

30,4 

64,0 

0,1 

64,1 

35,9 

Schleswig-Holstein 

30,8 

2,8 

33,6 

66,4 

33,0 

3,5 

36,5 

73,5 

Insgesamt 

27,8 

3,8 

31,6 

68,4 

28,1 

2,9 

31,0 

69,0 


*) aufgrund der Bewilligungsbescheide 
einschließlich Wohnungseigentum 
einschließlich sonstiger Einfamilienhäuser 
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Übersicht II 


Die Zahl der unerledigten Anträge auf Förderung von Familienheimen und die tatsächlich mit öffentlichen Mitteln geförderten 

Familienheime in den einzelnen Ländern 



Die Zahl der unerledigten 
Anträge auf Förderung von 
Familienheimen zum Stich- 
tag 30. Juni 

Tatsächlich mit öffentlichen Mitteln geför- 
derte Familienheime aufgrund der Be- 
willigungsstatistik 

In den Wohnungsbaupro- 
grammen der Länder vor- 
gesehene öffentlich geför- 
derte Familienheime 

1963 

1964 

Juli 1963 bis 
Juni 1964 

2. Halbjahr 

1963 1 1964 

1965 

Baden- Württemberg 

20 525 

17 407 

8 706 

4 920 

4 404 

10 000 

Bayern 

10 837 

9 038 

7 257 

3 932 

4210 

10 200 

Berlin (West) 

900 

1 579 

791 

480 

469 

900 

Bremen 

1 099 

1 453 

1 053 

639 

565 

2 000 

Hamburg 

749 

776 

1 027 

492 

684 

2 000 

Hessen 

9 635 

8 264 

5 859 

3 872 

3 174 

4 600 

Niedersachsen 

31 677 

34 033 

10 221 

5 236 

7 524 

11 700 

Nordrhein-Westfalen 

39 702 

40 110 

20 267 

13 497 

19 647 

21 760 

Rheinland-Pfalz 

3 688 

3 476 

2 751 

1 324 

1 561 

2 800 

Saarland 

2 205 

3 850 

2 273 

1 402 

1 326 

2 600 

Schleswig-Holstein 

4 164 

5 217 

4 288 

2 524 

2 642 

3 500 

Ingesamt 

125 181 

125 203 

64 493 

38 273 

46 206 

72 060 
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Übersicht III 

Durchschnittssätze für öffentliche Baudarlehen 
nach § 43 IL WoBauG zum Bau von Familienheimen einerseits 
und Mietwohnungen andererseits unter Zugrundelegung einer 
70-qm-Wohnung in den einzelnen Ländern *) 



1962 

1963 

1964 

Baden-Württemberg Familienheime 
Mietwohnungen 

6 6002) 
6 0002) 

8 800^) 
8 000“) 

13 200 
12 000 

Bayern 

Familienheime 

Mietwohnungen 

10 920 

9 975 

14 040 
12 480 

15 900 
14 040 

Berlin (West) 

Familienheime 

Mietwohnungen 

17 390 
15 810 

19 950 
18 140 

19 950 
18 140 

Bremen 

Familienheime 

Mietwohnungen 

10 450 

9 500 

10 450 

9 500 

10 450 

9 500 

Hamburg 

Familienheime 

Mietwohnungen 

13 500 
12 300 

13 500 
12 300 

16 800 
15 300 

Hessen 

Familienheime 

Mietwohnungen 

8 700 

8 000 

8 700 

8 000 

13 200 
12 000 

Niedersachsen 

Familienheime 

Mietwohnungen 

9 400 

8 600 

12 600 
11 600 

15 200 
14 400 

Nordrhein-Westfalen 

Familienheime 

Mietwohnungen 

11 900 

12 200 

15 800 
12 950 

16 600 
13 900 

Rheinland-Pfalz 

Familienheime 

Mietwohnungen 

8 500 

7 500 

10 000 

8 50Ö 

11 000 

9 500 

Saarland 

Familienheime 

Mietwohnungen 

12 200 
10 400 

12 200 
10 400 

12 200 
10 400 

Schleswig-Holstein 

Familienheime 

15 100 

16 500 

14 100/ 
17 200 


Mietwohnungen 

11 900 

12 800 

12 800/ 
15 500 


•) ohne Familienzusatzdarlehen 

Erhöhung oder Ermäßigung der Darlehen je nach Sadilage, insbesondere 
unter Berüdcsiditigung des Eigenkapitals im Einzelfalle. 

“) auf der Grundlage einer 60-qra-Wohnung 
in 3 und weniger Vollgeschossen 
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Übersicht IV 


Durchschnittliche Förderung nach der Bewilligungsstatistik 
des öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbaues 

D,M je Wohnung in den einzelnen Ländern 



Förderung durch Kapi- 
talhilfen allein “) 

Förderung durch Kapitalhilfen und objektbe- 
zogene Beihilfen gemischt 

Mietwoh- 

nungen 

Einfami- 
lien- 
häuser '*) 

Mietwoh- 

nungen 

Einfami- 

lien- 

häuser 

Mietwoh- 

nungen 

Einfami- 

lien- 

häuser 

öffentliche Darlehen 

Jahressumme der 

Beihilfen 

Baden-Württemberg 

1963 

16 660 

8 880 

14 510 

9 740 

230 

280 


1964 

26 160 

15 000 

16 470 

11 360 

250 

300 

Bayern 

1963 

10 490 

16 160 

16 580 

18 600 

310 

490 


1964 

23 080 

18810 

19 305 

21 480 

320 

510 

Berlin (West) 

1963 

25 870 



17 340 

30 340 

330 

270 


1964 

17 750 

— 

19 164 

33 270 

345 

240 

Bremen 

1963 

10 170 

14 080 

6 750 

6 900 

200 

200 


1964 

10 350 

14 420 

6 840 

8 950 

200 

330 

Hamburg 

1963 

10 920 

16 440 

20 520 



290 

_ 


1964 

12 130 

18 260 

22 050 

— . 

410 

_ 

Eiessen 

1963 

13 635 

9 920 

19 090 

10 890 

280 

350 


1964 

18 190 

11 045 

23 100 

12 550 

355 

400 

Niedersachsen 

1963 

17 970 

24 880 

9 255 

13 930 

255 

310 


1964 

17 415 

25 490 

12 860 

17 920 

300 

370 

Nordrhein-Westfalen 

1963 

12510 

21 490 

14 920 

24 850 

430 

770 


1964 

19 480 

30 670 

15 680 

26 750 

450 

820 

Rheinland-Pfalz 

1963 

5 100 

15 030 

9 250 

14 530 

220 

260 


1964 

3 830 

17 550 

10 420 

16 530 

250 

290 

Saarland 

1963 

12 790 

26 440 

9 530 

17 290 

210 

345 


1964 

11 250 

26 120 

11 220 

17 320 

240 

345 

Schleswig-Holstein 

1963 

12210 

14 890 

13 850 

18 935 

290 

510 


1964 

12 280 

14 480 

16 220 

22 070 

230 

500 

Bundesgebiet 

1963 

12 580 

16 660 

14710 

17 040 

1 

1 320 

470 


1964 

15 230 

17 430 

16 730 

20 565 

1 360 

540 


M vollgeförderte reine Wohnbauvorhaben 

-) Der Anteil der ausschließlich kapitalsubventionierten Wohnungen betrug 1963 17 v. H., 1964 12,5 v. H., der Anteil 
der gemischt geförderten Wohnungen 1963 81 v. H., 1964 86,2 v. H. 
einschließlich Eigentums- bzw. Eigentümerwohnungen 
mit nur einer Wohnung 
®) einschließlich Familienzusatzdarlehen 

®) Zins- und Annuitätszuschüsse bzw. Aufwendungsboihilfen 
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